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�ffentliche Finanzen Gebietsk#rperschaften

Im vierten Quartal 2003 fiel das Defizit in den

Haushalten der Gebietsk,rperschaften deut-

lich niedriger aus als vor Jahresfrist. Dazu

haben zum einen umfangreiche Privatisie-

rungserl,se beigetragen. Zum anderen d3rf-

ten die Ausgaben nicht zuletzt durch die K3r-

zung des Weihnachtsgeldes bei Landesbeam-

ten gesunken sein. Im Gesamtjahr sind die

Defizite allerdings weiter kr8ftig gewachsen.

Sie d3rften eine Gr,ßenordnung von 70

Mrd 3 erreicht und damit den bereits sehr ho-

hen Vorjahrsbetrag noch um rund 10 Mrd 3

3bertroffen haben. Die Steuerertr8ge haben

angesichts der schwachen konjunkturellen

Entwicklung stagniert. Die 3brigen Einnah-

men wurden durch eine deutlich niedrigere

Gewinnaussch3ttung der Bundesbank ge-

d8mpft. Andererseits wurden die Ausgaben

merklich ausgeweitet, wozu vor allem die

nochmals kr8ftig gewachsenen Bundeszu-

sch3sse an die gesetzliche Rentenversiche-

rung, aber auch arbeitsmarktbedingte Mehr-

ausgaben sowie die Fluthilfen beitrugen.

Im laufenden Jahr belasten vor allem die Ein-

kommensteuersenkungen die ,ffentlichen

Haushalte. Dem stehen aber auch Konsoli-

dierungsmaßnahmen gegen3ber. Insgesamt

stellen die Haushaltsplanungen von Bund und

L8ndern deutlich niedrigere Defizite als im

Jahr 2003 in Aussicht. Das setzt freilich

voraus, dass die erhofften Mehreinnahmen

zum Beispiel durch die Amnestieregelung tat-

s8chlich eintreten sowie ein konsequenter

Sparkurs betrieben wird.

�berblick
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Das Steueraufkommen1) hat im vierten Quar-

tal vor dem Hintergrund der anhaltend

schwachen Binnenkonjunktur weiterhin stag-

niert. Zwar sind die Ertr8ge aus der Energie-

besteuerung auf Grund der Anfang 2003 in

Kraft getretenen letzten Stufe der „,kologi-

schen Steuerreform“ nochmals kr8ftig gestie-

gen. Dem stand jedoch ein R3ckgang der

Einnahmen aus der Umsatzsteuer und den

Einkommensteuern gegen3ber. Bei der Um-

satzsteuer hing dies vor allem mit der r3ckl8u-

figen Entwicklung der Einzelhandelsums8tze

zusammen. Die Lohnsteuerertr8ge wurden

dadurch geschm8lert, dass Sonderzahlungen

gek3rzt beziehungsweise aus steuerlichen

Gr3nden in das neue Jahr verlagert wurden.

Auch die veranlagte Einkommensteuer und

die Kapitalertragsteuern erbrachten weniger

als vor Jahresfrist. Dagegen setzte sich bei

der K,rperschaftsteuer die Erholungstendenz

fort.

Im Gesamtjahr 2003 erreichten die Steuer-

einnahmen nach dem vorl8ufigen Ergebnis,

das noch eine Sch8tzung f3r die Gemeinde-

steuern enth8lt, lediglich das Vorjahrsniveau.

Die Volkswirtschaftliche Steuerquote (in

finanzstatistischer Abgrenzung) ist damit

trotz der Verbrauchsteuererh,hungen um

0,2 Prozentpunkte auf 20,7% gesunken,

nachdem sie sich schon in den beiden Vor-

jahren – insbesondere infolge der Steuer-

reform – erheblich vermindert hatte. Zwar

gingen die Steuerertr8ge geringf3gig 3ber

die letzte offizielle Prognose vom November

hinaus. Doch entstanden gegen3ber der ver-

gleichbaren Steuersch8tzung vom Herbst

2002 Einnahmenausf8lle von gut 18 Mrd 3

oder fast 0,9% des Bruttoinlandsprodukts

(BIP). Damit blieb das Aufkommen zum drit-

ten Mal in Folge weit hinter den urspr3ng-

lichen Erwartungen zur3ck. Dies war zum

gr,ßten Teil auf die unerwartet schwache

Wirtschaftsentwicklung zur3ckzuf3hren.

Unter den wichtigsten Einzelsteuern haben

die Lohnsteuer und die Umsatzsteuer am

st8rksten entt8uscht. Die Lohnsteuerertr8ge

sind nur um gut 1I2% gewachsen und damit

um 61I2 Mrd 3 hinter der Prognose vom

Herbst 2002 zur3ckgeblieben. Ausschlagge-

bend hierf3r war, dass die Bruttolohn- und

-gehaltssumme entgegen den urspr3nglichen

Annahmen stagnierte. Das Aufkommen aus

der Umsatzsteuer hat sich mit einem Minus

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Steuererträge insgesamt 1)

1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 1.Vj. 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj.

Steueraufkommen

1 Einschließlich der EU-Anteile am deut-
schen Steueraufkommen, aber ohne die
− für das letzte ausgewiesene Quartal noch
nicht bekannten − Erträge aus den Gemein-
desteuern.
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von knapp 1% zum dritten Mal in Folge ver-

ringert und ist damit um fast 5 1I2 Mrd 3 nied-

riger als erwartet ausgefallen. Dies l8sst sich

nur teilweise auf das im Vergleich zu den

urspr3nglichen Annahmen wesentlich schw8-

chere Wachstum der nominalen Inlandsnach-

frage zur3ckf3hren. Neben dem erweiterten

Vorsteuerabzug f3r gemischt genutzte Fahr-

zeuge k,nnten hierzu auch weitere insolvenz-

bedingte Ausf8lle und m,glicherweise ein

wachsender Umfang der Steuerhinterziehung

beigetragen haben. Unter den gewinnabh8n-

gigen Steuern erbrachten die nicht veranlag-

ten Steuern vom Ertrag mit 9 Mrd 3 gut ein

Drittel weniger als ein Jahr zuvor und lagen

damit um fast 4 Mrd 3 unter den Erwartun-

gen. Ausschlaggebend hierf3r war der weite-

re R3ckgang der Gewinnaussch3ttungen, der

durch das in Kraft getretene Moratorium f3r

die Mobilisierung vor der Steuerreform ent-

standener K,rperschaftsteuerguthaben noch

verst8rkt worden ist. Andererseits hat dieser

Faktor neben der vor3bergehenden Steuer-

satzerh,hung um 1,5 Prozentpunkte auf

26,5% die Erholung der K,rperschaftsteuer

unterst3tzt, die gut 8 Mrd 3 (nach knapp

3 Mrd 3 im Vorjahr) erbrachte und auch die

Erwartungen vom Herbst 2002 noch leicht

3bertraf. Die aus der Systemumstellung des

Jahres 2001 resultierenden negativen Sonder-

einfl3sse haben damit weiter an Gewicht ver-

loren.

F3r das laufende Jahr wird infolge der sich ab-

zeichnenden Konjunkturerholung mit einer

deutlichen Zunahme der Steuerertr8ge ge-

rechnet. In der offiziellen Sch8tzung vom

November 2003 wurde bei einem nominalen

Wirtschaftswachstum von 21I2% ein Plus von

23I4% prognostiziert. In dieser Sch8tzung

waren bereits die erwarteten Einnahmenaus-

f8lle aus der urspr3nglich vorgesehenen zwei-

ten Steuerreformstufe ber3cksichtigt. Mit

dem teilweisen Vorziehen der dritten Reform-

stufe werden jedoch die tariflichen Grenz-

steuers8tze bei der Einkommensteuer weiter

auf eine Spanne von 16% bis 45% verrin-

gert, was zu zus8tzlichen Mindereinnahmen

in H,he von rund 9 Mrd 3 f3hrt. Diese wer-

den nur zu etwa einem Drittel durch den Ab-

bau steuerlicher Sonderverg3nstigungen und

Gestaltungsm,glichkeiten sowie die im M8rz

und Dezember in Kraft tretende Anhebung

der Tabaksteuer kompensiert. Zwar ist außer-

dem mit zus8tzlichen Einnahmen aus der ver-

abschiedeten Steueramnestie zu rechnen.

Doch ist unsicher, ob diese den von der

Bundesregierung erwarteten Umfang von

Aufkommensentwicklung wichtiger
Einzelsteuern

Aufkommen
in Mrd 5

Gesamtjahr

Steuerart 2002 2003

Ver-
/nde-
rung
gegen-
0ber
Vorjahr
in %

Lohnsteuer 132,2 133,1 + 0,7

Veranlagte
Einkommensteuer 7,5 4,6 – 39,4

K#rperschaftsteuer 2,9 8,3 + 188,9

Umsatzsteuer 138,2 137,0 – 0,9

darunter: 4. Vierteljahr

Lohnsteuer 38,9 38,7 – 0,6

Veranlagte
Einkommensteuer 4,5 4,4 – 2,2

K#rperschaftsteuer 3,2 3,4 + 7,4

Umsatzsteuer 36,0 35,8 – 0,5

Deutsche Bundesbank

Aussichten im
laufenden Jahr
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5 Mrd 3 erreichen werden. Insgesamt spricht

deshalb einiges daf3r, dass sich die Volkswirt-

schaftliche Steuerquote nochmals ein wenig

verringern wird.

Der Bundeshaushalt schloss im vierten Quar-

tal mit einem Lberschuss von 81I2 Mrd 3 und

damit 5 1I2 Mrd 3 g3nstiger als vor Jahresfrist

ab. Hierzu trugen unter anderem umfangrei-

che Privatisierungserl,se bei. Im Gesamtjahr

2003 wuchs das Defizit allerdings kr8ftig um

61I2 Mrd 3 auf gut 39 Mrd 3. Der Haushalts-

ansatz vom Fr3hjahr 2003 wurde damit um

20 Mrd 3 3berschritten.2) Die steuerlichen

Mindereinnahmen gegen3ber den Ans8tzen

beliefen sich einschließlich der Ausf8lle in-

folge gescheiterter Gesetzespl8ne auf 111I2

Mrd 3. Hinzu kamen arbeitsmarktbedingte

Belastungen, die die urspr3nglichen Ans8tze

um 101I2 Mrd 3 3bertrafen. Minderausgaben

bei den Zinsen und Gew8hrleistungen sowie

beim neu aufgelegten Ganztagsschulpro-

gramm bildeten nur ein moderates Gegenge-

wicht. Insgesamt wuchsen die Ausgaben um

3%, w8hrend im urspr3nglichen Haushalts-

plan ein R3ckgang um 1I2% vorgesehen war.

Der Bundeshaushalt 2004 – der die Planun-

gen der Bundesregierung vom Herbst, aber

noch nicht die Ergebnisse des Vermittlungs-

ausschusses zu den Reformgesetzen ber3ck-

sichtigt – sieht gegen3ber dem Abschluss des

Jahres 2003 eine deutliche Verringerung des

Defizits auf 291I2 Mrd 3 vor. Dabei sollen die

Privatisierungserl,se nochmals um 2 Mrd 3

auf 7 Mrd 3 erh,ht werden, nachdem ur-

spr3nglich vorgesehen war, fast g8nzlich auf

die Finanzierung durch Verm,gensver8uße-

rungen zu verzichten.

Im Mitte Dezember abgeschlossenen Vermitt-

lungsverfahren wurde die Steuersenkung

2005 nur teilweise vorgezogen. Allerdings

wurde auch die urspr3nglich geplante Ge-

genfinanzierung durch Subventionsabbau

nur mit Abstrichen umgesetzt. Die Umstel-

lung auf das Arbeitslosengeld II wurde um ein

halbes Jahr auf Anfang 2005 verschoben. Ins-

gesamt errechnet sich aus den Beschl3ssen

eine Entlastung von 3 Mrd 3 gegen3ber dem

Bundeshaushaltsplan f3r 2004. Andererseits

enth8lt dieser aber auch einige Risiken. So

werden die veranschlagten Netto-Erl,se aus

der LKW-Maut von gut 2 Mrd 3 nicht erreicht

werden. Auch die finanziellen Auswirkungen

einiger Reformgesetze und -vorhaben wie

etwa der Steueramnestie oder der Bek8mp-

Mrd 5 

Mrd 5 

kumuliert

2003

2002

1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.
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2 Der Nachtragshaushalt hatte allerdings sogar ein Defizit
in H,he von fast 44 Mrd 3 vorgesehen.
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...und im Jahr
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fung der Schwarzarbeit sind schwer abzu-

sch8tzen. Schließlich muss vor allem wegen

des Verzichts auf die K3rzung der Zusch3sse

an die Rentenversicherung eine globale Min-

derausgabe von 21I2 Mrd 3 erwirtschaftet

werden.

F3r den Zeitraum der mittelfristigen Finanz-

planung, f3r den die dritte Stufe der Einkom-

mensteuersenkung bereits einkalkuliert war,

ergibt sich vor allem wegen des im Vermitt-

lungsausschuss beschlossenen geringeren

Subventionsabbaus f3r den Bundeshaushalt

ein ung3nstigeres Bild. Da 3berdies die

Steuereinnahmen gegen3ber den Ans8tzen

der mittelfristigen Finanzplanung nach unten

zu korrigieren sein werden, sind weitere An-

passungsmaßnahmen unumg8nglich, wenn

die vorgesehene R3ckf3hrung des Defizits auf

101I2 Mrd 3 im Jahr 2007 erreicht werden

soll.

Die Sonderverm,gen verzeichneten 2003

einen Lberschuss von 10 Mrd 3. Der Vorjahrs-

betrag wurde damit um gut 1 Mrd 3 3ber-

schritten, obwohl der dem Erblastentilgungs-

fonds zufließende Teil des Bundesbank-

gewinns um fast 6 Mrd 3 niedriger ausgefal-

len ist. Das Gegengewicht bildeten der zur

Beseitigung der Flutfolgen neu gegr3ndete

Fonds „Aufbauhilfe“, der im abgelaufenen

Jahr einen Lberschuss von 31I2 Mrd 3 erzielte,

und das ERP-Sonderverm,gen, das auf Grund

stark gestiegener Darlehensr3ckfl3sse seinen

Lberschuss um 31I2 Mrd 3 auf 4 Mrd 3 aus-

weitete. F3r das laufende Jahr ist freilich eine

finanzielle Verschlechterung zu erwarten.

Ausschlaggebend hierf3r ist zum einen der

weiter gesunkene Bundesbankgewinn, zum

anderen d3rften die im Fonds „Aufbauhilfe“

aufgelaufenen Mittel abgerufen werden.

Das Defizit in den L8nderhaushalten d3rfte

im vierten Quartal deutlich niedriger ausgefal-

len sein als vor Jahresfrist. Hier hat sich nicht

zuletzt die deutliche K3rzung der Sonderzah-

lungen f3r Beamte und Versorgungsempf8n-

ger zum Jahresende in vielen Bundesl8ndern

bemerkbar gemacht. Im Gesamtjahr 2003

d3rfte das Defizit der L8nder das Rekord-

niveau des Vorjahres aber noch einmal 3ber-

troffen haben. In zahlreichen Bundesl8ndern

mussten vor allem angesichts der schwachen

Entwicklung des Steueraufkommens Nach-

tragshaushalte verabschiedet werden, in

denen die Erm8chtigungen zur Kreditaufnah-

me die verfassungsrechtlichen Obergrenzen

3berschreiten. Mit seinem Urteil vom 31. Ok-

tober 2003, in dem der Berliner Haushalt

2002/03 f3r verfassungswidrig erkl8rt wurde,

hat der Verfassungsgerichtshof des Landes

Berlin eine ausreichende Begr3ndung f3r eine

solche Lberschreitung eingefordert. Nach

diesen Maßst8ben w3rde es auch in anderen

L8ndern noch Rechtfertigungsbedarf geben.

Zu einer entschiedenen Konsolidierung gibt

es angesichts der hohen Defizite und der

umfangreichen Steuersenkungen 2004 und

2005 keine Alternative.

Im Jahr 2004 bleiben die L8nderhaushalte

stark angespannt. Allerdings sind inzwischen

erhebliche Einsparungen beschlossen wor-

den. So wird in weiteren L8ndern bei den Be-

amten das Weihnachtsgeld gek3rzt und zu-

meist das Urlaubsgeld gestrichen. Außerdem

wird teilweise die Wochenarbeitszeit der Be-

amten deutlich angehoben, womit der Ein-

Sonder-
verm$gen

L%nder
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stellungsbedarf ged8mpft wird. Auch frei-

willig geleistete Zusch3sse werden mitunter

merklich gesenkt. Dennoch gelingt es einigen

L8ndern noch immer nicht, die veranschlagte

Nettokreditaufnahme auf die verfassungs-

rechtliche Obergrenze zur3ckzuf3hren.

F3r die Gemeindehaushalte liegen bisher nur

Ergebnisse des dritten Quartals vor, in dem

das Defizit mit 11I2 Mrd 3 auf dem Niveau des

Vorjahres lag. Zwar nahm das Steueraufkom-

men mit 1% leicht zu. Dem standen aber

weiter stark r3ckl8ufige Schl3sselzuweisun-

gen der L8nder gegen3ber, so dass die Ge-

samteinnahmen stagnierten. Die Ausgaben

verharrten ebenfalls auf dem Stand des Vor-

jahres. W8hrend die Sozialleistungen um

knapp 10% wuchsen, wurden die Ausgaben

f3r Sachinvestitionen (trotz der flutbedingten

Ausweitung in Sachsen) um ebenfalls knapp

ein Zehntel verringert. Im Gesamtjahr 2003

k,nnte das Defizit aus heutiger Sicht unge-

f8hr doppelt so hoch ausgefallen sein wie im

Jahr 2002 mit 4 1I2 Mrd 3. Im laufenden Jahr

d3rfte sich die Haushaltslage insbesondere

wegen der im Vermittlungsverfahren be-

schlossenen Maßnahmen (vor allem der deut-

lichen Senkung der Gewerbesteuerumlage)

zwar verbessern, jedoch d3rften immer noch

betr8chtliche Defizite entstehen.

Die Verschuldung der Gebietsk,rperschaften

nahm im vierten Quartal um 13 Mrd 3 zu.

W8hrend Geldmarktverbindlichkeiten im Um-

fang von 11 Mrd 3 getilgt wurden, wurden

am Kapitalmarkt netto 24 Mrd 3 beschafft.

Gr,ßter Kreditnehmer waren mit per saldo

10 Mrd 3 die L8nder. Der Bund hatte auch an-

gesichts umfangreicher Sondereinnahmen

aus Privatisierungen mit 2 Mrd 3 einen deut-

lich geringeren Fremdmittelbedarf. Die Ver-

schuldung der Gemeinden d3rfte um 1 Mrd 3

zugenommen haben, w8hrend bei den Son-

derverm,gen die Tilgungen leicht 3berwo-

gen.

Sozialversicherungen

In der Rentenversicherung der Arbeiter und

der Angestellten ergab sich im vierten Quartal

ein jahreszeitlich bedingter Lberschuss von

11I2 Mrd 3, der um gut 1I2 Mrd 3 h,her ausfiel

als ein Jahr zuvor. Die Beitragseinnahmen

wuchsen mit insgesamt 1% trotz des h,he-

ren Beitragssatzes und der deutlich ange-

hobenen Beitragsbemessungsgrenze nur

schwach. Hierzu d3rften neben K3rzungen

Marktm/ßige Nettokreditaufnahme
der Gebietsk#rperschaften

Mrd 5

Darunter:

Zeit
Ins-
gesamt

Wert-
papiere 1)

Schuld-
schein-
dar-
lehen 2)

Nach-
richtlich:
Erwerb
durch
das
Ausland

2002 + 54,5 + 67,6 – 11,9 + 57,4
darunter:

1. Vj. + 25,6 + 15,2 + 10,5 + 12,2
2. Vj. + 1,5 + 22,9 – 21,4 + 16,8
3. Vj. + 18,6 + 25,1 – 5,4 + 19,1
4. Vj. + 8,8 + 4,4 + 4,4 + 9,3

2003 ts) + 80,9 + 74,1 + 7,9 ...
1. Vj. + 34,7 + 32,6 + 2,1 + 19,5
2. Vj. + 13,5 + 11,8 + 1,6 + 16,3
3. Vj. + 19,9 + 9,4 + 11,6 – 6,5
4. Vj. ts) + 12,9 + 20,3 – 7,5 ...

1 Ohne Ausgleichsforderungen. — 2 Einschl. Kassenver-
st/rkungs- und Geldmarktkredite.

Deutsche Bundesbank
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beim Weihnachtsgeld eine nochmals ver-

st8rkte Inanspruchnahme der sozialabgaben-

freien Entgeltumwandlung im Rahmen der

arbeitnehmerfinanzierten betrieblichen Al-

tersvorsorge sowie die verz,gerte Beitragsab-

f3hrung durch ,ffentliche Arbeitgeber3) bei-

getragen haben. Die Einnahmen insgesamt

erh,hten sich mit 2 1I2% st8rker, insbeson-

dere weil die Zuweisungen aus dem Bundes-

haushalt mit der letzten Stufe der ,kologi-

schen Steuerreform nochmals kr8ftig gestie-

gen sind. Die Ausgaben nahmen vor allem

wegen der im Vergleich zum Vorjahr weniger

als halb so hohen Rentenanpassung zur Jah-

resmitte 2003 und des nur m8ßigen Anstiegs

der Rentenzahl recht schwach (um gut 1%)

zu. Mit einer Schwankungsreserve von 0,47

Monatsausgaben wurde die vorgeschriebene

Untergrenze von einer halben Monatsaus-

gabe am Jahresende knapp unterschritten.

F3r das laufende Jahr ist die Untergrenze f3r

die Schwankungsreserve nochmals auf nur

noch 0,2 Monatsausgaben herabgesetzt und

erneut ein Defizit eingeplant worden. Zusam-

men mit den 3brigen kurzfristig beschlosse-

nen Maßnahmen4) musste der Beitrag damit

nicht 3ber den bisherigen Satz von 19,5%

hinaus angehoben werden. Die mittelfristige

Beitragssatzstabilisierung setzt freilich eine

deutliche Erholung am Arbeitsmarkt voraus.

F3r die langfristige Begrenzung des Anstiegs

bedarf es einer weitergehenden Neuregelung

des Rentenrechts. Wichtige Schritte hierzu

befinden sich derzeit mit dem Entwurf des

„RV-Nachhaltigkeitsgesetzes“ im Gesetzge-

bungsprozess.

Das Defizit der seit Jahresbeginn in Bundes-

agentur umbenannten Bundesanstalt f3r Ar-

beit fiel im vierten Quartal 2003 mit 1I4 Mrd 3

um 3I4 Mrd 3 niedriger aus als im gleichen

Vorjahrszeitraum. Ausschlaggebend hierf3r

war freilich, dass die Rentenversicherungsbei-

tr8ge f3r die Bezieher von Lohnersatzleistun-

gen f3r den Monat Januar erstmals nicht

mehr schon im Dezember verbucht worden

vierteljährlich
Mrd 5 

Mrd 5 

lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw. Defizit (−)

log. Maßstab
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3 Als Folge des letzten Tarifabschlusses f3r den ,ffent-
lichen Dienst gehen die Arbeitgeber nach und nach dazu
3ber, L,hne und Geh8lter nicht schon zur Mitte, sondern
erst zum Ende des Monats auszuzahlen. Die darauf ent-
fallenden Sozialbeitr8ge werden dann erst im Folge-
monat f8llig.
4 Verzicht auf die Rentenanpassung zur Jahresmitte
2004, Verlegung des Auszahlungstermins f3r Neurenten
vom Monatsanfang auf das Monatsende, Lbertragung
der vollst8ndigen Finanzierungslast f3r den Pflegever-
sicherungsbeitrag auf die Rentner und zeitn8here Aktua-
lisierung des (gem8ß dem Plan sinkenden) Beitragssatzes
zur Krankenversicherung der Rentner.

Bundesagentur
f'r Arbeit
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sind. Dieser einmalige Effekt verringerte das

Defizit um rund 1I2 Mrd 3.

Die Einnahmen lagen im vierten Quartal um

knapp 4% unter ihrem Vorjahrsniveau. Ne-

ben einem starken R3ckgang der sonstigen

Einnahmen wirkte sich aus, dass sich die

Beitragseing8nge trotz der auch hier stark

angehobenen Beitragsbemessungsgrenze um

11I2% verringerten. Die Ausgaben sanken

auch auf Grund des erw8hnten Sondereffekts

noch st8rker, n8mlich um gut 8%. F3r das

Arbeitslosengeld wurden im vierten Quartal

5% weniger ausgegeben. Dem zus8tzlichen

Ausgabenbedarf durch den Anstieg der

Arbeitslosenzahlen und die h,heren Beitrags-

s8tze zur gesetzlichen Renten- und Kranken-

versicherung stand eine deutliche Verringe-

rung der Leistungsempf8ngerquote gegen-

3ber. F3r die aktive Arbeitsmarktpolitik wur-

den insgesamt 12 1I2% weniger aufgewen-

det. Die neuen Ausgaben f3r die „Ich-AG´s“

und die Zusch3sse zu den Personal Service

Agenturen fielen dabei noch kaum ins Ge-

wicht.

Der Haushalt der Bundesanstalt f3r Arbeit f3r

das Jahr 2003 sah urspr3nglich ein ausgegli-

chenes Ergebnis vor. Im Nachtragshaushalt

des Bundes wurde jedoch ein Zuschussbedarf

von 71I2 Mrd 3 veranschlagt. Tats8chlich be-

trug das Defizit gut 6 Mrd 3. Hierzu hat vor

allem eine sparsamere Haushaltsf3hrung ins-

besondere bei den Arbeitsbeschaffungs- so-

wie Aus- und Fortbildungsmaßnahmen bei-

getragen. F3r das Jahr 2004 ist im Haushalt

ein Defizit von gut 5 Mrd 3 veranschlagt. Ein

nochmaliger hoher Zuschussbedarf erscheint

vor dem Hintergrund realistisch, dass die

Arbeitslosenzahlen im Jahr 2004 nicht

wesentlich sinken d3rften und dass die Ende

2003 verabschiedeten Reformgesetze5) ihre

finanzielle Entlastungswirkung erst in den

kommenden Jahren entfalten werden.

vierteljährlich
Mrd 5 

Mrd 5 

Mrd 5 

lin. Maßstab
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Ausgaben für...

...Arbeitslosen- und Kurz-
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log. Maßstab
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nahmen.
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5 Hierzu z8hlen das Dritte und Vierte Gesetz f3r moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt sowie das Gesetz zu
Reformen am Arbeitsmarkt.



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
Februar 2004

68

Die gesetzliche Krankenversicherung ver-

zeichnete bis zum dritten Quartal 2003 ein

kumuliertes Defizit von 21I2 Mrd 3. Gegen-

3ber dem Vorjahr bedeutet dies zwar eine

finanzielle Verbesserung um fast 1 Mrd 3.

Gleichwohl wird damit deutlich, dass die Bei-

tragseinnahmen auch nach der Anhebung

des durchschnittlichen Beitragssatzes von

14,0% auf 14,3% noch immer nicht ausrei-

chen, um die Ausgaben zu decken. In den

ersten neun Monaten lagen diese Einnahmen

(einschl. der Krankenversicherungsbeitr8ge

f3r „Mini-Jobs“) trotz des Beitragssatzan-

stiegs nur um knapp 2% 3ber ihrem Vor-

jahrswert. Die Leistungsausgaben wuchsen

mit knapp 1% nur m8ßig.

Das Ergebnis f3r das Gesamtjahr 2003 h8ngt

neben Vorzieheffekten im Zusammenhang

mit den Leistungseinschr8nkungen ab Jah-

resbeginn 2004 auch von der Entwicklung

der saisonalen Sonderentgelte sowie der

sozialabgabenfreien Entgeltumwandlung im

vierten Quartal ab. Die Daten zur Renten-

und Arbeitslosenversicherung deuten eher

auf eine nochmalige Schw8chung der Bei-

tragsbemessungsgrundlage hin. Zum dritten

Mal in Folge ist deshalb mit einem betr8cht-

lichen Jahresdefizit zu rechnen. Im Jahr 2004

soll das „GKV-Modernisierungsgesetz“ eine

finanzielle Entlastung von fast 10 Mrd 3 er-

m,glichen. Damit sollen auch die entgegen

den gesetzlichen Regelungen aufgelaufenen

Schulden in einer ersten von vier Jahresraten

getilgt werden. Das Potenzial zur Senkung

der Beitragss8tze wird durch diesen Tilgungs-

bedarf sowie den notwendigen Ausgleich der

strukturellen Unterdeckung der Ausgaben

allerdings erheblich gemindert. Ein jahres-

durchschnittlicher Beitragssatz von deutlich

unter 14% d3rfte daher kaum erreicht wer-

den.

Perspektiven der #ffentlichen Haushalte

insgesamt

Im vergangenen Jahr ist die gesamtstaatliche

Defizitquote (Maastricht-Abgrenzung) gem8ß

ersten vorl8ufigen Angaben des Statistischen

Bundesamtes auf 4,0% gestiegen, nachdem

sie bereits im Vorjahr mit 3,5% 3ber der

3%-Grenze des Maastricht-Vertrages gele-

gen hatte. Ausschlaggebend war hier die

schwache konjunkturelle Entwicklung, die

sich in einem niedrigen Wachstum der Ein-

nahmen aus Steuern und Sozialversiche-

rungsbeitr8gen und einem Anstieg der ar-

beitsmarktbedingten Ausgaben widerspie-

gelte.

In der wenig ver8nderten strukturellen Defi-

zitquote schlagen sich gegenl8ufige Effekte

nieder, was bei der Interpretation dieser

Gr,ße manchmal zu Irritationen gef3hrt hat.

So war auf der einen Seite eine Reihe von

restriktiven finanzpolitischen Maßnahmen

darauf ausgerichtet, die strukturellen Defizite

zur3ckzuf3hren. Indirekte Steuern sowie die

Beitragss8tze zur gesetzlichen Kranken- und

Rentenversicherung wurden erh,ht. Die Ge-

bietsk,rperschaften betrieben eine sparsame

Ausgabenpolitik, die sich unter anderem in

einer Fortsetzung des Personalabbaus, K3r-

zungen bei der Beamtenbesoldung und wei-

ter r3ckl8ufigen Investitionsausgaben zeigte.

Auch bei den Ausgaben f3r das Gesundheits-

wesen und den Arbeitsmarkt wurden Einspa-

Gesetzliche
Kranken-
versicherung

2003 Anstieg
der Defizit-
quote auf 4%

Strukturelle
Haushaltslage
wenig
ver%ndert
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rungen vorgenommen. Auf der anderen Seite

wurden aber diese finanzpolitischen Maßnah-

men weitgehend durch negative Entwicklun-

gen, die nicht konjunkturbedingt sind, aufge-

wogen. So nahmen die Zahlungen an die EU

gegen3ber dem Vorjahr deutlich zu, die Ge-

winnaussch3ttung der Bundesbank ging stark

zur3ck, und die Fluthilfe erforderte zus8tz-

liche Ausgaben. Die Abgabenquote ist trotz

der zuvor erw8hnten Anhebung von Steuern

und Sozialversicherungsbeitr8gen nur leicht

gestiegen. So wuchsen die Sozialbeitr8ge

schw8cher als auf Grund der Entwicklung der

Bruttol,hne und -geh8lter und der Beitrags-

satzanhebungen zu erwarten gewesen w8re,

was nicht zuletzt auf einen fortgesetzten Mit-

gliederwechsel von der gesetzlichen zur pri-

vaten Krankenversicherung zur3ckzuf3hren

ist.

Im laufenden Jahr ist mit einem R3ckgang der

Defizitquote zu rechnen. Zwar werden die

Steuern auf Grund der zweiten und der teil-

weise vorgezogenen dritten Stufe der Ein-

kommensteuerreform deutlich gesenkt (um

insgesamt 15 Mrd 3 oder 3I4% des BIP). Dem

stehen aber gewichtige Entlastungen f3r die

,ffentlichen Haushalte gegen3ber. Dabei ist

positiv zu werten, dass Subventionen gek3rzt

werden, wenn auch nicht in dem von der

Bundesregierung vorgesehenen Umfang.

Außerdem sollen die Maßnahmen im Zusam-

menhang mit der Steueramnestie und der Be-

k8mpfung der Schwarzarbeit zu erheblichen

Mehreinnahmen f3hren, die sich allerdings

nicht verl8sslich absch8tzen lassen. Dar3ber

hinaus ist davon auszugehen, dass die Kran-

kenversicherung nicht mehr defizit8r ab-

schließen wird. Die Gebietsk,rperschaften

d3rften angesichts der weiterhin angespann-

ten Haushaltslage einen sparsamen Ausga-

benkurs verfolgen. Der Personalbestand wird

weiter sinken, die Anpassung der Einkommen

im ,ffentlichen Dienst wird moderat ausfal-

len, und auch der laufende Sachaufwand und

die Investitionsausgaben d3rften eng be-

grenzt werden. Insgesamt gesehen ist aus

heutiger Sicht allerdings zu erwarten, dass die

Defizitquote immer noch 3ber der 3%-Gren-

ze liegen wird.

Das im Dezember vorgelegte aktualisierte

deutsche Stabilit8tsprogramm sah f3r 2004

eine R3ckf3hrung der Defizitquote auf 3 1I2%

vor. Im kommenden Jahr soll die Quote mit

2 1I2% unter die 3%-Grenze fallen und da-

nach kontinuierlich auf 11I2% im Jahr 2007

reduziert werden. Dabei wurden allerdings

noch nicht die Ergebnisse des Vermittlungs-

ausschusses vom Dezember ber3cksichtigt.

Diese f3hren gegen3ber den zuvor getroffe-

nen Bundestagsbeschl3ssen zu einer Entlas-

tung der Staatsfinanzen im laufenden Jahr.

Der Verzicht auf ein vollst8ndiges Vorziehen

der dritten Steuerreformstufe (mit nur 9 Mrd 3

anstatt gut 15 Mrd 3 Steuermindereinnah-

men) schl8gt n8mlich st8rker zu Buche als die

Tatsache, dass die Haushaltsentlastung auf

Grund der beschlossenen Maßnahmen niedri-

ger ausf8llt als zun8chst einkalkuliert. Eine im

Januar vorgelegte Aktualisierung des Stabili-

t8tsprogramms sieht deshalb eine Defizit-

quote von 31I4% f3r das laufende Jahr vor

(vgl. Tabelle auf S. 71). Im Jahr 2005 dominie-

ren freilich die belastenden Effekte f3r die ,f-

fentlichen Haushalte, insbesondere die gerin-

geren K3rzungen bei der Entfernungspau-

schale und der Eigenheimzulage. Insgesamt

2004 R'ckgang
der Defizit-
quote zu
erwarten

Stabilit%ts-
programm
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Zum Fortgang des Defizitverfahrens gegen Deutschland

Im Herbst vergangenen Jahres wurde deut-
lich, dass Deutschland 2004 nicht zuletzt we-
gen der angestrebten vorgezogenen Steuer-
senkungen erneut den im EG-Vertrag festge-
legten Referenzwert f0r das staatliche Defizit
von h#chstens 3% des Bruttoinlandsprodukts
(BIP) 0berschreiten w0rde. In der Herbst-Prog-
nose der Europ/ischen Kommission wurde ein
Wert von 3,9% erwartet. Auch die Bundes-
regierung ging nun von einer erneuten Ver-
letzung der Defizitgrenze aus. Damit kam
Deutschland der Empfehlung des Ecofin-Rats
nicht nach. Dieser hatte Deutschland im
Januar 2003 im Zusammenhang mit der Fest-
stellung eines 0berm/ßigen Defizits aufgefor-
dert, den Referenzwert sp/testens 2004 wie-
der einzuhalten. 1)

Die Europ/ische Kommission empfahl daher
im vergangenen November dem Rat, den
n/chsten Schritt des Verfahrens bei einem
0berm/ßigen Defizit gegen Deutschland und
das in /hnlicher Lage befindliche Frankreich
einzuleiten. Gleichzeitig schlug sie allerdings
auch vor, die Frist bis zur Korrektur des 0ber-
m/ßigen Defizits von 2004 auf 2005 zu verl/n-
gern. Sie begr0ndete dies vor allem mit den
zwischenzeitlich in beiden L/ndern deutlich
verschlechterten Wachstumsaussichten. Schon
bei dieser Fristverl/ngerung war fraglich, ob
sie mit dem Geist des Stabilit/ts- und Wachs-
tumspakts vereinbar war. Ziel des Verfahrens
bei einem 0berm/ßigen Defizit ist es n/mlich
letztlich, notfalls mit Hilfe von Sanktionen auf
eine m#glichst rasche Korrektur haushaltspoli-
tischer Fehlentwicklungen hinzuwirken. 2)

Der Ecofin-Rat ist in seiner Sitzung am 25. No-
vember 2003 allerdings nicht der Empfehlung
der Kommission gefolgt, Deutschland und
Frankreich als letzten Schritt vor der Verh/n-
gung von Sanktionen „in Verzug“ zu setzen.
Stattdessen verpflichtete sich Deutschland,
alle Maßnahmen zu ergreifen, die notwendig
sind, um die Defizitquote sp/testens 2005
unter 3% zu senken – unter der Bedingung,
dass die Wachstumsprognose der Kommission
eintrifft. In seinen Schlussfolgerungen emp-
fahl der Rat Deutschland daraufhin, das kon-
junkturbereinigte Defizit 2004 um 0,6% des
BIP zu reduzieren. Im Jahr 2005 soll die Verrin-
gerung mindestens 0,5% des BIP betragen,
aber h#her ausfallen, falls dies erforderlich
sein sollte, um die 3%-Grenze einzuhalten.

Auch in den nachfolgenden Jahren soll die
Haushaltskonsolidierung gemessen am kon-
junkturbereinigten Finanzierungssaldo j/hr-
lich mindestens 0,5% des BIP betragen, damit
die mittelfristige Position eines nahezu aus-
geglichenen oder einen Kberschuss aufwei-
senden Haushalts erreicht wird und die Schul-
denquote wieder sinkt. Außerdem wurde
Deutschland aufgefordert, regelm/ßig 0ber
die Fortschritte bei der Einhaltung dieser
Empfehlungen zu berichten. Gleichzeitig k0n-
digte der Rat an, den n/chsten Verfahrens-
schritt einleiten zu wollen, wenn Deutschland
diesen Anforderungen nicht nachkommen
sollte. F0r Frankreich wurden /hnliche Emp-
fehlungen verabschiedet.

Die Schlussfolgerungen des Rates wurden
außerhalb des normalen Ablaufs des Verfah-
rens bei einem 0berm/ßigen Defizit getrof-
fen. Um rechtliche Klarheit auch im Hinblick
auf die zuk0nftige Anwendung der Paktvor-
schriften zu schaffen, hat die Kommission im
Januar eine Klage beim Europ/ischen Ge-
richtshof eingereicht, mit der das Vorgehen
des Rates rechtlich 0berpr0ft werden soll.

Die Verfahren gegen Deutschland und Frank-
reich ruhen gegenw/rtig, obwohl selbst die
Regierungen beider L/nder davon ausgehen,
dass sie im laufenden Jahr die 3%-Grenze
zum dritten Mal in Folge verletzen werden,
ohne auf eine Ausnahmeklausel zur0ckgrei-
fen zu k#nnen. Nach diesem Pr/zedenzfall
hat die Drohung mit Sanktionen bei einem
fortgesetzten 0berm/ßigen Defizit an Glaub-
w0rdigkeit verloren.

Die j0ngsten Auseinandersetzungen 0ber die
Auslegung des Paktes sind zum Anlass ge-
nommen worden, dessen Reform zu fordern.
Allerdings ist in der gegenw/rtigen Situation
keineswegs sichergestellt, dass durch Lnde-
rungen des Paktes oder des EG-Vertrages die
finanzpolitischen Rahmenbedingungen ver-
bessert werden und gr#ßeres Vertrauen in so-
lide #ffentliche Finanzen geschaffen wird. Die
negativen Folgen des Glaubw0rdigkeitsverlu-
stes sollten vielmehr dadurch begrenzt wer-
den, dass Deutschland und Frankreich die an
sie gestellten Konsolidierungsanforderungen
konsequent erf0llen und die Mitgliedstaaten
und der Rat k0nftig die Regelungen des Pak-
tes strikt anwenden.

1 Vgl. hierzu auch: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht,
Februar 2003, insbesondere S. 55. — 2 Vgl. hierzu auch:

Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, November 2003,
insbesondere S. 63.
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werden die Einnahmen wegen des dann voll-

st8ndigen In-Kraft-Tretens der dritten Stufe

der Einkommensteuerreform und der weit-

gehend entfallenden Ertr8ge aus der Steuer-

amnestie abermals nur schwach wachsen.

Aus heutiger Sicht ist noch nicht gesichert,

dass Deutschland im kommenden Jahr – wie

im Stabilit8tsprogramm angestrebt – die

3%-Defizitgrenze einhalten wird. Dies ist frei-

lich erforderlich, um den eingegangenen

europ8ischen Verpflichtungen nachzukom-

men. Ein nochmaliges Lberschreiten des Li-

mits im kommenden Jahr w3rde nicht nur

den ohnehin besch8digten Stabilit8ts- und

Wachstumspakt (siehe auch Lbersicht auf

S. 70) in Frage stellen, sondern auch die

Glaubw3rdigkeit der deutschen Finanzpolitik

schw8chen. Lber eine kurzfristige Defizitre-

duktion im n8chsten Jahr hinaus muss freilich

auch das im Stabilit8ts- und Wachstumspakt

festgeschriebene Ziel mittelfristig zumindest

ann8hernd ausgeglichener Haushalte verfolgt

werden. Alle staatlichen Ebenen sind dabei

gefordert, diese auch im nationalen Haus-

haltsrecht enthaltene Vorgabe anzustreben.

Im Stabilit8tsprogramm ist eine strukturelle

Konsolidierung von j8hrlich 1I2% des BIP vor-

gesehen. Nach einer Ecofin-Vereinbarung

vom letzten Jahr stellt eine solche Konsolidie-

rung ein Minimum f3r L8nder mit einer nicht

ausgeglichenen strukturellen Haushaltsposi-

tion dar. Angesichts der noch sehr hohen De-

fizitquote, der bis 2005 weiter steigenden

Schuldenquote (die erheblich 3ber dem Refe-

renzwert von 60% liegt) und der unterstell-

ten konjunkturellen Erholung w8re ein st8rke-

rer Defizitabbau geboten.

Eckwerte des aktualisierten Stabilit/tsprogramms der Bundesregierung

in %

Position 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Wachstum des realen BIP

Stabilit/tsprogramm 2003 0,2 – 0,1 11M2 – 2 21M4 2 1M4 2 1M4

Stabilit/tsprogramm 2002 1M2 11M2 2 1M4 2 1M4 2 1M4 –

Defizitquote (–)

Stabilit/tsprogramm 2003 – 3,5 – 4 – 31M4 – 2 1M2 – 2 – 11M2

Stabilit/tsprogramm 2002 – 33M4 – 2 3M4 – 11M2 – 1 0 –

Schuldenquote

Stabilit/tsprogramm 2003 60,8 64 65 651M2 651M2 65

Stabilit/tsprogramm 2002 61 611M2 601M2 59 1M2 57 1M2 –

Strukturelle Defizitquote (–) – 3,3 – 3,1 – 21M2 – 2 – 11M2 – 1

Quelle: Bundesministerium der Finanzen.
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